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Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf.

Gesetzentwurf der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Florian 

Siekmann u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

zur Änderung des Bayerischen Katastrophenschutzgesetzes hier: 

Helfergleichstellung in Bayern (Drs. 19/5774)

- Zweite Lesung -

Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. Die Redezeit der Staatsregie-

rung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion. Ich eröffne die Aus-

sprache. Erster Redner ist für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Herr Kollege 

Florian Siekmann. Bitte, Sie haben das Wort.

Florian Siekmann (GRÜNE): Herr Präsident, liebe Kolleg:innen! Draußen ist es heiß, 

und zwar sehr heiß. Die jüngste Hitzewelle und damit die Klimakrise haben Bayern 

fest im Griff. Die Bürgerinnen und Bürger suchen verzweifelt Abkühlung, am liebsten in 

unseren bayerischen Flüssen und Seen. Der eine oder andere unternimmt bei diesem 

Wetter einen Ausflug in höhere Berglagen.

Über zwanzig Badetote haben wir heuer schon zu beklagen. Jedes Wochenende 

kommt es zu unzähligen Fällen von Bergnot. Auf eines können die Bürgerinnen und 

Bürger in Bayern zählen: Berg- und Wasserretter eilen, so schnell es geht, zu Hilfe. 

Aber die wenigsten wissen, dass unsere ehrenamtlichen Einsatzkräfte für ihre Aus- 

und Fortbildung oft ihren privaten Urlaub nehmen müssen, und zwar sowohl im Ret-

tungsdienst als auch im Katastrophenschutz.

Kolleginnen und Kollegen, draußen ist es niemandem zu erklären, dass unsere ehren-

amtlichen Einsatzkräfte, die ihr Leben riskieren, um anderen zu helfen, ihren privaten 

Urlaub opfern müssen. Das muss sich ändern.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Unser grüner Gesetzentwurf schafft endlich den Rechtsanspruch auf Freistellung für 

Aus- und Fortbildung, und zwar sowohl im Rettungsdienst als auch im Katastrophen-

schutz. Das sind übrigens die gleichen Einsatzkräfte, die im Hochwassereinsatz Men-

schen aus reißenden Strömen und aus ihren Häusern evakuieren und Leben retten. 

Diese Einsatzkräfte sind mit THW und Feuerwehr im selben Einsatz. Sie sitzen im sel-

ben Boot und begeben sich in dieselbe Gefahr. Der einzige Unterschied ist, dass THW 

und Feuerwehr die Helfergleichstellung und die Freistellung längst haben. Johanniter, 

Malteser, Wasserwacht, DLRG, Rotes Kreuz, MHW und ASB haben sie noch nicht.

Unser Gesetzentwurf macht Schluss mit diesen ehrenamtlichen Einsatzkräften erster 

und zweiter Klasse. Wir brauchen sie alle.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Helfergleichstellung ist seit über zehn Jahren Thema im Parlament. Zehn Jahre, 

in denen die Regierung hätte handeln können. Heute steht unser grüner Gesetzent-

wurf zur Abstimmung. Der Gesetzentwurf ist in enger Abstimmung mit den ehrenamt-

lichen Einsatzkräften in den Hilfsorganisationen entstanden. Dabei handelt es sich 

um 180.000 Kameradinnen und Kameraden, denen wir ein großes Dankeschön dafür 

sagen, dass Sie noch mehr schwitzen, wenn es draußen heiß ist, dass sie zu Hilfe 

eilen, wenn Menschen in Not sind, und dass sie ihr Leben einsetzen, um die Gesund-

heit anderer zu schützen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sogar Kollege Zellmeier hat bei der Mitberatung im Haushaltsausschuss attestiert, am 

Gesetzentwurf der GRÜNEN sei eigentlich nichts falsch. Kolleginnen und Kollegen 

der CSU und der FREIEN WÄHLER, geben Sie sich einen Ruck, stimmen Sie im 

Interesse der ehrenamtlichen Helfer und der Sicherheit im Land zu. – Ja, im Interesse 

der Sicherheit; denn jetzt wird es pikant: Der Zivilschutz ist auch von der Helfergleich-

stellung abhängig.
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Wir sehen die hybriden Bedrohungen zunehmen, insbesondere diejenigen aus Russ-

land. Das Zivilschutz- und Katastrophenhilfegesetz des Bundes ist an dieser Stelle 

übrigens sehr klar: Die Rechte und Pflichten der ehrenamtlichen Helferinnen und 

Helfer im Zivilschutz richten sich eins zu eins nach den landesrechtlichen Vorschriften 

im Katastrophenschutz. Das bedeutet, der Zivilschutz in Bayern ist durch die fehlende 

Helfergleichstellung schwächer aufgestellt als in anderen Bundesländern. Damit kön-

nen wir nicht zufrieden sein. Wir müssen uns aufgrund der Bedrohungen von außen 

besser rüsten. Unser Gesetzentwurf schafft Abhilfe.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich weiß, Sie werden heute nicht zustimmen; aber Sie haben im Innenausschuss 

einen erstaunlichen Antrag eingebracht. CSU und FREIE WÄHLER haben die eigene 

Regierung aufgefordert, nach zehn Jahren einen Vorschlag zu machen, wie das denn 

gehen könnte. Ich merke, langsam wird wohl einigen die eigene Untätigkeit ein wenig 

peinlich. Die Hilfsorganisationen und wir werden jedenfalls gespannt warten.

Heute liegt unser grüner Gesetzentwurf auf dem Tisch. Dieser bietet eine gute Lösung 

für die ehrenamtlichen Einsatzkräfte in Bayern. Sie ist bürokratiearm, und sie setzt auf 

Vertrauen. Wir glauben, dass die Hilfsorganisationen selbst am besten wissen, wann 

sie auf eine Freistellung angewiesen sind. Wir regeln das ganz analog zur Feuerwehr, 

mit viel Vertrauen und ohne komplizierte Detailregelungen. Die Kosten sind im Verhält-

nis zu den Zahlen, die sonst beim Bevölkerungsschutz kursieren, sehr überschaubar.

Kolleginnen und Kollegen, wenn ich sehe, wie lautstark der Innenminister 10 Milliar-

den Euro vom Bund für den Zivilschutz fordert, dann stelle ich fest, dass er für die 

Helfergleichstellung im eigenen Land auch 1 Million Euro übrig haben dürfte. Das 

Ganze ist kein Hexenwerk. Hessen hat die Helfergleichstellung, Thüringen hat die 

Helfergleichstellung, und Schleswig-Holstein hat die Helfergleichstellung. Beschließen 

wir sie heute gemeinsam für Bayern.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Nächster Redner ist für die CSU-Fraktion 

Herr Kollege Norbert Dünkel. Bitte, Sie haben das Wort.

Norbert Dünkel (CSU): Danke, lieber Florian. Wir sind gar nicht weit auseinander. 

Heute befinden wir uns bereits in der Zweiten Lesung. Wir haben das Gesetz im 

Innenausschuss diskutiert. Eines muss man anmerken: Inklusive der Feuerwehrleute 

und des THW, zusammen mit dem BRK, den Johannitern, den Maltesern und dem 

ASB erbringen jeden Tag, jede Nacht, das ganze Jahr über 400.000 Freiwillige eine 

enorme Leistung für die Bevölkerung. Ich glaube, das verdient einen herzlichen Dank.

Wenn ich es einmal von meinem Konzept abweichend nach unten breche, kann 

ich Ihnen sagen, ich bin seit 35 Jahren in der Stützpunktfeuerwehr aktiv. Als Feuer-

wehrleute haben wir es natürlich einfacher. Bei uns ist alles geregelt. Wenn wir ein 

Anliegen haben, gehen wir auf unseren Gemeinde- oder Stadtrat zu. Bei mir in der 

Feuerwehr gibt es eine Drehleiter, einen Rüstwagen, einen Schlauchwagen 2000, 

zwei Tanklöschfahrzeuge usw. Dafür ist alles geregelt.

Für das THW besteht eine einheitliche Regelung auf der Ebene des Bundes. Diese 

besteht nicht für den zivilen Katastrophenschutz. Genau an diesem Punkt beginnt 

natürlich die Frage der Abstimmung. Lieber Sandro Kirchner, Staatssekretär im Innen-

ministerium, und lieber Florian Herrmann, Leiter der Staatskanzlei: Wir haben seit 

2022 den Katastrophenschutzplan Bayern mit Fokus auf das Jahr 2025, der eine 

detaillierte und bundesweite Abstimmung auf den Weg bringen soll, an der die Baye-

rische Staatsregierung intensiv mitwirkt. Es handelt sich nämlich nicht um ein rein 

bayerisches Problem. Aktuell haben die Gleichstellung nur vier Bundesländer. Lieber 

Florian Siekmann, wir wissen, wie groß Deutschland ist. Es sind vier einzelne Länder. 

Das ist nicht die Republik. – Wir sind im Gespräch.

Warum sind wir im Gespräch? – Weil es darum geht, die Arbeitgeberverbände einzu-

binden; weil es darum geht, Folgekostenbewertungen vorzunehmen; weil es darum 

geht, eine qualifizierte Sicherstellung für alle Teilnehmenden zu gewährleisten.Das 
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tun wir bis hin zum öffentlichen Dienst. Wir sind hier auf einem erfolgreichen Weg. 

Deshalb gibt es nicht nur einen Gesetzentwurf von den GRÜNEN, sondern auch 

einen Antrag von der Regierungskoalition, der genau diese Thematik, wie ich meine, 

vorausschauend, weitsichtig und verantwortungsvoll aufgreift.

Es geht darum, umzusetzen, was in diesem Konzept der Bayerischen Staatsregierung 

zum Ausdruck gebracht wird. Ich zitiere: Das Anliegen ist eine weitgehende Gleichstel-

lung aller ehrenamtlich Tätigen im deutschen Bevölkerungsschutz. – Es geht also 

nicht um Bayern, sondern um ein einheitliches Vorgehen aller Bundesländer. Bayern 

treibt die Sache voran.

Man muss auch sagen, dass wir in den letzten Jahren nicht auf der Stelle getreten 

sind. Ich muss fairerweise darauf hinweisen, dass die Gehaltsfortzahlungsansprüche 

für die ehrenamtlichen Helfer in den letzten Jahren ganz erheblich ausgeweitet wur-

den. So stehen der Freistellungsanspruch und die Gehaltsfortzahlung allen Helfern bei 

Einsätzen im Katastrophenfall zu. Als weiterer Schritt wurden die Ansprüche für alle 

Schnelleinsatzgruppen auch unterhalb der Katastrophenschutzschwelle geschaffen. 

Ich glaube, das ist ein wesentlicher Schritt. Wir stehen in ständigem Kontakt mit 

unseren Spitzenverbänden in Bayern.

Ich fasse zusammen. Der aktuelle geopolitische Kontext bringt uns natürlich auch 

neue Herausforderungen. Es steht in Aussicht, dass wir uns in Angleichung an den 

"Operationsplan Deutschland" der deutschen Bundeswehr und der NATO-Staaten na-

türlich im Zivil- und im Katastrophenschutz ganz besonders verändern und diesen 

Herausforderungen gerecht werden müssen. Dies läuft. Wir tun dies. Insoweit darf 

ich zitieren, was unser Antrag beinhaltet: eine Abstimmung mit allen anderen Bun-

desländern, den Regelungsbedarf auf Bundesebene, die Prüfung der Auswirkungen 

auf Arbeitgeber sowie die gewerbliche und freie Wirtschaft, die Einbeziehung von 

Beschäftigten bzw. Bediensteten im öffentlichen Dienst, die berücksichtigungsfähigen 

Veranstaltungen und die Dauer einer Freistellung. Lieber Florian, in dem Zusammen-

hang ist auch zu sagen, dass wir in der Feuerwehr in der Regel Lehrgänge haben, 
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die drei Tage oder eine Woche dauern. Im Roten Kreuz sind es durchaus Herausfor-

derungen, die über Wochen bis hin zu ein, zwei oder drei Monaten dauern. All das ist 

abzustimmen. Schließlich gibt es auch Auswirkungen auf den Staatshaushalt.

Ich bitte darum, dem Antrag der Regierungskoalition zuzustimmen. Wir sehen noch 

Klärungsbedarf. Wir sind uns eigentlich einig, was die Orientierung anbelangt, aber 

nicht beim Fahrplan. Deshalb werden wir dem Gesetzentwurf der GRÜNEN so nicht 

zustimmen. Ich bin aber überzeugt, dass wir in absehbarer Zeit zu sehr guten gemein-

samen Ergebnissen kommen werden, und zwar insbesondere deshalb, weil eigentlich 

alle, die hier sprechen, selbst auch Mitglieder der Rettungsdienste sind. Es geht um 

unsere Sache. Es geht um unsere Leute. Es geht um die aktuelle Herausforderung. 

Das werden wir gemeinsam auch anpacken. Vielen Dank. Wir sind auf einem guten 

Weg.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herr Kollege, es gibt eine Meldung zu einer 

Zwischenbemerkung. Ich erteile dem Kollegen Christian Zwanziger von der Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.

Christian Zwanziger (GRÜNE): Herr Kollege Dünkel, ich stelle eine Zwischenfrage. 

Ich schätze Sie als Ausschusskollegen. Normalerweise bin ich nicht im Innenaus-

schuss. Wir beide kennen uns aber aus dem Bildungsausschuss. Sie sind auch stell-

vertretender Vorsitzender des Roten Kreuzes, des Kreisverbandes Nürnberger Land. 

Ich nehme an, Sie sind das nicht erst seit gestern. Alles, was Sie sagen, dass es bald 

eine Lösung gibt, klingt versöhnlich. Aber auch ich bin seit vier Jahren stellvertretender 

Vorsitzender und jetzt Vorsitzender eines Kreisverbandes des Roten Kreuzes. Ich 

möchte schon gerne wissen: Bis wann haben wir denn das gelöst? Was sagen Sie 

denn den Kameradinnen und Kameraden in Ihrem Kreisverband, bis wann das gelöst 

ist? Wir begegnen dieser Frage immer wieder. Die erste Sorge bei einem Einsatz, 

sobald die heiße Phase vorbei ist, heißt: Oh weh, jetzt kommt gleich die Abrechnung 
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hinterher. Dafür braucht es endlich eine Lösung. Wie lange darf es denn noch dauern, 

damit es, wie Sie sagen "bald" ist? Wann ist denn "bald"?

Norbert Dünkel (CSU): Sie wissen, dass die abschließende und verlässliche Beant-

wortung dieser Frage ad hoc unrealistisch wäre. Ich kann dir, lieber Freund, aber 

sagen: Wir waren in den letzten Wochen in guten Gesprächen, auch mit der Blaulicht-

familie. Wir haben unterschiedliche Dinge, die ich nicht angesprochen habe, gemein-

sam erläutert. Dazu gehört zum Beispiel auch das Thema Hausnotruf, warum wir jetzt 

auf eine Änderung drängen. Wir sind gemeinsam der Überzeugung, dass der Weg 

gut, qualifiziert, nachhaltig und vor allen Dingen ernst beschritten wird. Das ist mir 

wichtig. Es geht nicht um Spiegelfechterei im Parlament, sondern um eine enge Ab-

stimmung mit der Blaulichtfamilie. Sie findet statt. Die Intonierung ist sehr gut gesetzt.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Der nächste Redner ist Richard Graupner für 

die AfD-Fraktion. Herr Abgeordneter, Sie haben das Wort.

Richard Graupner (AfD): Herr Vizepräsident, meine sehr verehrten Damen und Her-

ren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Eines ist völlig unbestritten: Circa 300.000 Frau-

en und Männer tun im Katastrophen- und Zivilschutz bei Rettungsdiensten, Feuer-

wehren, dem THW usw. ihren Dienst. Ihnen allen gebührt unser Dank und unsere 

Anerkennung. Sie leisten einen für die Gesellschaft und unser Zusammenleben unver-

zichtbaren Beitrag, wie wir das auch beim Hochwasser 2024 gesehen haben, bei dem 

über 80.000 Einsatzkräfte im Einsatz waren. Der überwältigende Teil von ihnen kommt 

diesen Aufgaben ehrenamtlich nach.

Ein Gesetzentwurf wie der vorliegende, der die Absicht hat, Ungleichbehandlungen 

von Ehrenamtlern bei Bedingungen für Aus- und Fortbildungsmaßnahmen zu behe-

ben, geht aus Sicht der AfD-Fraktion in die richtige Richtung. Trotzdem ist der Gesetz-

entwurf im Detail unausgereift und wirkt in mancherlei Hinsicht wie ein Schnellschuss, 

um sich politisch zu profilieren. Warum? – Ich nenne die Gründe.
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Erstens. Einer unserer zentralen Kritikpunkte ist die Absicht, neben der integrierten 

Leitstelle auch andere kommunale oder staatliche Stellen für Alarmierungen vorzuse-

hen. Das birgt einfach Chaosgefahr. Ein Beispiel aus Unterfranken: Im Juli 2021 

war die medizinische Taskforce 47 des Bayerischen Roten Kreuzes bei der Hochwas-

serkatastrophe im Ahrtal im Einsatz. Die zentrale Koordination durch die Leitstelle 

war dabei entscheidend, um die überregionale Hilfe effektiv zu organisieren. Mehrere 

Alarmierungsstellen hätten zu Verzögerungen oder möglicherweise zu Missverständ-

nissen geführt. Das ist ein Risiko, das man im Ernstfall einfach nicht eingehen darf. 

Die Integrierte Leitstelle muss die zentrale Steuerung behalten.

Zweitens. Die vorgesehene Pflicht zur Lohnfortzahlung mit staatlicher Erstattung, so 

wie sie im Gesetzentwurf vorgesehen ist, ist zwar prinzipiell nicht abzulehnen, aber in 

dieser Pauschalität doch wieder fragwürdig. Es gibt durchaus legitime Arbeitgeberinte-

ressen, die stärker zu berücksichtigen sind. Zum Beispiel könnten kleine Unternehmen 

durch häufige Freistellungen überlastet werden. Das wäre dann besonders bedenk-

lich, wenn diese auch noch in Bereichen möglicherweise der kritischen Infrastruktur 

tätig wären. Hier braucht es unseres Erachtens eine deutlich differenziertere Lösung.

Das alles kann nicht im Sinne der Sache sein. Der Gesetzentwurf verfehlt auch ganz 

klar das eigene Ziel der beabsichtigten Gleichbehandlung.

Es mangelt aus unserer Sicht auch an der Planbarkeit des Vorhabens. Es werden 

zwar initial 1 Million Euro veranschlagt. Um das Ehrenamt nachhaltig zu fördern, 

muss die Finanzierung aber auch langfristig gesichert sein. Darüber schweigt sich der 

Gesetzentwurf aus. Dazu habe ich auch von Ihnen nichts gehört.

Summa summarum stelle ich fest: Auch, wenn das Thema der Helfergleichbehandlung 

im Katastrophen- und Zivilschutz notwendigerweise angegangen werden muss und 

der Gesetzentwurf der Intention nach durchaus in die richtige Richtung weist, kann er 

in dieser Form von uns keine Zustimmung finden. Wir lehnen den Gesetzentwurf ab.

(Beifall bei der AfD)
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Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank. – Der nächste Redner ist 

Herr Kollege Bernhard Heinisch für die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Bitte, Sie 

haben das Wort.

Bernhard Heinisch (FREIE WÄHLER): Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Wir alle wissen, ohne das Ehrenamt im Bevölkerungsschutz wäre der Kata-

strophenschutz in Bayern nicht denkbar. Feuerwehr, THW, Hilfsorganisationen – sie 

alle leisten Tag für Tag Enormes. Meine sehr geehrten Damen und Herren, daher gilt 

allen Mitgliedern der Blaulichtfamilie unser aufrichtiger Dank und größter Respekt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN, der CSU sowie Abgeordneten der SPD)

Der Gesetzentwurf der GRÜNEN will dieses Ehrenamt stärken, doch bei genauerem 

Hinsehen zeigt sich, der Entwurf birgt erhebliche Risiken. Wie ich bereits in der Ersten 

Lesung erwähnt habe, ist die vorgesehene Änderung von Artikel 17 Absatz 2 ein 

zentrales Problem. Damit würden künftig beliebige staatliche oder kommunale Stellen 

Einsatzkräfte ohne die Alarmierung über die Integrierte Leitstelle anfordern können. 

Das würde keine einheitliche Koordination, keine klaren Kriterien und keine Kontrolle 

bedeuten. So entstünde keine Sicherheit, sondern Unsicherheit und Belastung für 

Ehrenamtliche und Arbeitgeber.

Die angestrebte Gleichstellung bei Aus- und Fortbildung hingegen geht grundsätzlich 

in die richtige Richtung. Wir brauchen jedoch tragfähige, durchdachte Regelungen, die 

in der Praxis funktionieren. Deswegen haben wir, die FREIEN WÄHLER und die CSU, 

einen entsprechenden Antrag eingebracht. Dieser sieht vor, dass ein Modell für einen 

Freistellungs- und Entgeltfortzahlungsanspruch für ehrenamtliche Einsatzkräfte der 

freiwilligen Hilfsorganisation für Aus- und Fortbildungsveranstaltungen sowie Übungen 

nach Rücksprache mit allen betroffenen Akteuren geprüft und eingeführt wird. Deswe-

gen ist der Gesetzentwurf der GRÜNEN hinfällig, und wir lehnen ihn ab.

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank. – Für die SPD-Fraktion 

spricht Frau Kollegin Christiane Feichtmeier.
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Christiane Feichtmeier (SPD): Sehr geehrtes Präsidium, sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Heute beraten wir abschließend einen Gesetzentwurf, der eigentlich 

längst überfällig ist: die Gleichstellung der ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer im 

Katastrophenschutz und Rettungsdienst mit den Kräften der freiwilligen Feuerwehr 

und des Technischen Hilfswerks.

In Bayern sind über 90 % der Helfenden in diesem Bereich ehrenamtlich aktiv. Sie 

sind Tag und Nacht einsatzbereit. Sie opfern Zeit, riskieren ihre Gesundheit, um ande-

ren zu helfen. Für die SPD-Fraktion ist klar: Dieses Engagement darf nicht länger 

ungleich behandelt werden. Bis heute müssen viele Ehrenamtliche Urlaub nehmen 

oder Überstunden abbauen, wenn sie sich fortbilden lassen wollen. Die Regelung, 

dass Freistellung und Lohnfortzahlung bislang nur bei der Feuerwehr oder dem THW 

ein Anspruch sind und bei anderen Organisationen oft auf Kulanz beruhen, ist weder 

gerecht noch zeitgemäß.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Wir leben in einer Zeit, in der sich Bedrohungslagen verändern. Die Klimakrise bringt 

mehr Extremwetter. Das Hochwasser im vergangenen Sommer hat uns dies schmerz-

haft vor Augen geführt. Gleichzeitig werden die Anforderungen an die Ehrenamtlichen 

immer komplexer, und die Zahl der Freiwilligen sinkt. Wir können es uns schlichtweg 

nicht leisten, denjenigen, die bereit sind, Verantwortung zu übernehmen, auch noch 

zusätzliche Hürden in den Weg zu legen. Der Gesetzentwurf der GRÜNEN schafft hier 

Abhilfe. Er regelt klar den Anspruch auf Freistellung und Lohnfortzahlung für Aus- und 

Fortbildungen. Damit wird ein längst überfälliger Gleichstand hergestellt. Wir senden 

damit das klare Signal: Wer sich engagiert, hat Anspruch auf faire Bedingungen, 

unabhängig davon, welcher Organisation er oder sie angehört.

Ich möchte an dieser Stelle auch auf die vielen Rückmeldungen aus den Verbänden 

verweisen. Die Hilfsorganisationen von der Wasserwacht über die Malteser bis zur 

DLRG haben immer wieder auf die Notwendigkeit hingewiesen, diese Ungleichbe-

Protokollauszug
54. Plenum, 02.07.2025 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 10

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5321


handlung zu beenden. Ich finde, wer so viel für unsere Gesellschaft leistet, hat es 

auch verdient, dass Politik endlich handelt.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Natürlich wurde im Ausschuss über die Teilfragen diskutiert, über die Zuständigkeit 

bei der Alarmierung und über die Ausgestaltung der Kostenerstattung. Ich halte es 

aber für wichtig, dass wir heute den Grundsatz beschließen: gleiche Rechte für alle 

Ehrenamtlichen! Diese Entscheidung ist eine Frage der Wertschätzung, aber auch 

eine Frage der Zukunftsfähigkeit unseres Bevölkerungsschutzes. Die veranschlagten 

Kosten sind im Haushalt darstellbar und gut investiertes Geld in die Sicherheit unse-

rer Bevölkerung. Wir können nicht bei jeder Gelegenheit betonen, wie wertvoll das 

Ehrenamt ist, und dann die Ehrenamtlichen mit bürokratischen Ungleichheiten und 

finanziellen Nachteilen alleinlassen.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, darum wird die SPD-Fraktion diesem Gesetzentwurf auch 

in Zweiter Lesung zustimmen. Wir wollen, dass in Bayern künftig niemand mehr in 

einem Boot sitzt, um Menschenleben zu retten, und sich trotzdem rechtfertigen muss, 

warum er oder sie für die Ausbildung Urlaub braucht. Wir wollen eine echte Helfer-

gleichstellung, heute und nicht irgendwann.

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Frau Kollegin. – Für die 

Staatsregierung spricht jetzt Herr Staatssekretär Sandro Kirchner. Bitte schön, Sie 

haben das Wort.

Staatssekretär Sandro Kirchner (Inneres, Sport und Integration): Sehr geehrter Herr 

Präsident, werte Kolleginnen und Kollegen! Vielen Dank für die Wortbeiträge und die 

verschiedenen Reden, die aufgezeigt haben, dass wir zumindest einen gemeinsamen 

Nenner haben: Wir schätzen das Ehrenamt im Bereich der Sicherheit sehr und sind 
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sehr dankbar, dass wir so viele Ehrenamtliche in Bayern haben, die sich für die 

Sicherheit der Menschen einsetzen.

Man kann ganz nüchtern feststellen, dass wir tatsächlich bewährte und geschulte 

Strukturen im Katastrophenschutz haben, die sehr gut funktionieren. Sie haben ja 

selbst Beispiele dafür gebracht. Der jüngste Waldbrand im Tennenloher Forst im Land-

kreis Erlangen-Höchstadt hat aufgezeigt, dass wir sehr gut aufgestellt und schlagkräf-

tig sind. Aber auch das Pfingsthochwasser im vergangenen Jahr, das sich jetzt gejährt 

hat, hat eindrucksvoll aufgezeigt, wie schlagkräftig Bayern in diesem Bereich ist; denn 

man war mit über 80.000 Einsatzkräften zugegen. Das ist sehr bedeutsam.

Unser Minister hat neulich folgendes Beispiel angeführt: Im Zuge der Waldbrände in 

Los Angeles, über die jeden Abend in der "Tagesschau" berichtet wurde, hat sich ein 

Politiker vor die Kamera gestellt und war stolz darauf, dass 2.000 Einsatzkräfte diese 

Katastrophe begleitet haben. Das war dort vor Ort super, aber zeigt auch, wie gut 

wir in Bayern aufgestellt sind, da im Zuge des Pfingsthochwassers über 80.000 Ein-

satzkräfte im Einsatz waren. Es sind Strukturen vorhanden, die für Sicherheit sorgen. 

Deswegen möchte ich stellvertretend für den Freistaat Bayern noch einmal ein großes 

Dankeschön an die über 400.000 Ehrenamtlichen in diesem Bereich aussprechen. Wir 

können feststellen: Auf die ist in Bayern Verlass.

(Beifall bei der CSU, den FREIEN WÄHLERN und der SPD)

Für uns ist wichtig – da bin ich auch mit den Vorrednern der Opposition und der 

anderen Parteien einer Meinung –, dass wir gute Rahmenbedingungen für die ehren-

amtlichen Helfer haben. Es ist richtig und wichtig, dass auch der Bevölkerungsschutz 

damit einhergeht und optimal ausgestaltet werden kann. Dort, wo es nötig ist, sind wir 

auch angehalten, die Rahmenbedingungen zu verbessern und voranzubringen.

Aber ganz wichtig ist auch – Frau Feichtmeier, Sie haben die Ehrlichkeit der Politik 

angesprochen –, dass wir immer die Realität vor Augen haben und politische Maßnah-

men mit dem richtigen Leben vereinbar und vor allem in der Praxis umsetzbar und 
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gestaltbar sind. Deswegen will ich kurz eine Gesamtbetrachtung zur Situation anstel-

len; denn in den Redebeiträgen ist leider nicht aufgezeigt worden, wie die Situation ist.

Wenn ein Einsatz stattfindet, wenn Rettungskräfte alarmiert werden und in einem Ret-

tungsboot sitzen, dann muss im Nachgang keiner Angst haben, dass der Verdienst-

ausfall nicht erstattet wird, weil alle Einsatzkräfte, die offiziell alarmiert worden sind, 

einen Erstattungsanspruch haben. Damit fasst diese Regelung Fuß und ist das Ganze 

abgesichert. Es gibt aber Unterschiede bei der Fortbildung und bei der Übung. Diese 

werden anders als andere Einsätze behandelt, aber mehr auf dem Papier als in der 

Realität. Wie mein Kollege vorhin schon ausgeführt hat, ist es heute schon möglich, 

dass man in Absprache mit den Rettungsorganisationen auf der einen Seite und 

insbesondere mit den Arbeitgebern auf der anderen Seite auch für Fortbildungen und 

Ausbildungsmaßnahmen freigestellt wird und dass die Kosten sogar vom Freistaat 

Bayern übernommen werden. Die Rettungsorganisationen müssen zwar in Vorleistung 

gehen, aber der Freistaat Bayern übernimmt dann diese Kosten. Deshalb stimmt die 

vorherige Darstellung nicht so ganz.

Wichtig ist, dass die Interessen von Arbeitgeber und Arbeitnehmer in einer Balan-

ce stehen und die Dinge auch entsprechend bewertet werden. Wir haben zudem 

ein eigenes THW-Gesetz, in dem ganz ausdrücklich festgeschrieben ist, dass Aus- 

und Fortbildungen in der Regel in der Freizeit und abseits der Arbeit stattzufinden 

haben. Auch bei unseren freiwilligen Feuerwehren besteht die Regel, dass Übungen 

außerhalb der Arbeitszeit stattfinden. Nur dort, wo es notwendig ist, finden Übungen 

in Feuerwehrschulen statt. Dann finden auch Freistellungen statt. Deswegen ist für 

die Praxis wichtig, dass zwischen Ehrenamt, Wirtschaft und Sicherheit eine Balance 

gefunden wird, aber wir auch kleine Arbeitgeber und Betreiber kritischer Infrastruktur 

schützen. Stellen Sie sich einmal einen Energieversorger vor, bei dem morgen die 

Belegschaft auf Fortbildung geht. Das wäre auf der einen Seite wichtig, aber würde 

für die kritische Infrastruktur eine Katastrophe darstellen. Wie mein Kollege vorhin 
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angesprochen hat, sind zeitintensive Ausbildungen, die mehrere Wochen, ja, Monate 

dauern können, für einen Arbeitgeber sehr kritisch zu begleiten.

Deswegen ist der Gesetzentwurf, so wie er im Raum steht, natürlich auf der einen 

Seite nachvollziehbar, aber bei genauerem Hinsehen in der Praxis untauglich, weil 

viele Fragen noch offen sind. Ich denke, deswegen ist es wichtig – das hat Kollege 

Dünkel vorhin angesprochen –, dass vor Kurzem im Innenausschuss parteiübergrei-

fend ein Prüfauftrag verabschiedet worden ist. Das zeigt ja, dass man sich in der 

Sache sehr einig ist. Der Prüfauftrag sagt, dass man sich mit einem tragbaren Modell 

befassen soll, das die ganzen Dinge noch mal auf den Prüfstand stellt, dass wir über-

legen sollen, wie man die Dinge dann organisatorisch und finanziell weiterentwickeln 

kann; aber natürlich immer mit dem gebotenen Fingerspitzengefühl.

Sie haben vorhin gesagt, dass es andere Beispiele gibt, wo das besser läuft. Ich 

bin da immer sehr vorsichtig, wenn Bayern mit anderen Bundesländern verglichen 

wird, wenn dann so der Eindruck entsteht, dass es woanders besser ist als bei uns 

in Bayern. Zur Ehrlichkeit gehört – wir haben vorhin gesagt, Politik soll ehrlich sein 

–, Frau Feichtmeier, dass zum Beispiel in den Bundesländern Baden-Württemberg, 

Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Saarland, Schleswig-Holstein und Sachsen-An-

halt ein Zustimmungsvorbehalt der zuständigen Katastrophenschutzbehörden einge-

räumt ist – das ist also auch kein Freibrief, sondern damit ist ganz klar ein rozess 

verbunden, um eben Arbeitgeber zu schützen und die Dinge dort entsprechend zu 

begleiten – oder ein Interessenvorbehalt für den Arbeitgeber. In den Bundesländern 

Berlin, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und darüber hinaus gibt es weitere gesetzliche 

Vorgaben, dass Übungen und vor allem auch Aus- und Fortbildungen außerhalb der 

Arbeitszeit stattzufinden haben. Damit findet das, was Sie fordern, dort in der Praxis in 

der Regel anders statt, als es hier suggeriert und auch dargestellt wird.

Ich möchte zum Ausdruck bringen, dass der Freistaat Bayern sehr proaktiv ist. Es 

wurde das Katastrophenschutzkonzept 2025 angesprochen. Das zeigt, dass der Frei-

staat Bayern die Dinge proaktiv verbessern möchte, weiterentwickeln möchte, natür-
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lich auch das Spektrum der Fragestellungen erweitern möchte, die damit einhergehen. 

Alle wichtigen Akteure im Katastrophenschutz und im Bereich der Sicherheit sind 

dabei. Sie können dort dann auch ihren Einfluss geltend machen, ihre Sichtweise 

einbringen. Aber sie sind – und das zeigt das Konzept an der Stelle auch – mit 

Vernunft unterwegs und sagen: Wenn man eine große Akzeptanz für das Ehrenamt 

im Bereich Sicherheit haben will, braucht man eben auch die Leute; man muss sie 

mitnehmen, muss die Dinge dann auch so abbilden, dass sie praxistauglich sind und 

umgesetzt werden können.

Es ist ganz wichtig, dass dieses Katastrophenschutzkonzept aufzeigt, dass damit eine 

Leistungsfähigkeit des Katastrophenschutzes einhergeht, dass die Optimierung von 

Rahmenbedingungen im Vordergrund steht und Nachwuchs für die Zukunft ganz wich-

tig ist. Aber vor allem geht damit auch eine Kultur der Anerkennung des Ehrenamtes 

einher. Damit geht natürlich auch einher, dass der Arbeitgeber, wenn solche Fragestel-

lungen auftauchen, das eben sehr wohl einschätzen und auch entsprechend begleiten 

kann.

Langer Rede kurzer Sinn: Ihre Intention, Ihr Wunsch, Herr Siekmann, den Sie jetzt 

zweimal tapfer vorgetragen haben, bei der Ersten Lesung und heute bei der Zweiten 

Lesung, ist nachvollziehbar. Da sind wir auch voll mit dabei. Das ist sehr gut gemeint, 

das kann man schon sagen, aber natürlich in der Umsetzung dieses Gesetzentwurfes 

nicht gut gemacht. Die breite Akzeptanz ist damit nicht zu erzielen und nicht zu finden. 

Deswegen sagen wir an der Stelle: Das muss realistischer sein. Wir haben eine 

weitere Chance mit dem Prüfauftrag, und da sind wir auch mit dabei.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herr Staatssekretär, es liegen zwei Meldun-

gen zu einer Zwischenbemerkung vor. Für die erste hat der Kollege Florian Siekmann, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, das Wort.
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Florian Siekmann (GRÜNE): Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Ich vernehme die 

versöhnlicheren Worte in der Zweiten Lesung. Noch ein Hinweis auf die Begründung 

des Gesetzestextes, weil ganz oft die unterschiedlichen Ausbildungen und Fortbildun-

gen angesprochen worden sind; der Wille des Gesetzgebers ist darin ja ganz klar 

beschrieben:

"Qualifikationen, die mit Gewinnerzielungsmöglichkeiten für die einzelne Einsatz-

kraft verbunden sind,"

– das wäre zum Beispiel der Rettungssanitäter, das ist ja eigentlich die große Qualifi-

kation, die einem da Sorgen bereitet –

"scheiden regelmäßig […] aus".

So ist das hier ganz klar festgehalten.

Ich habe aber eine andere Frage für alle ehrenamtlichen Rettungskräfte im Land: Der 

Prüfauftrag ist beschlossen, der Bericht an den Landtag ist angefordert. Wann können 

wir mit einem Gesetzentwurf der Staatsregierung rechnen?

Staatssekretär Sandro Kirchner (Inneres, Sport und Integration): Das ist erst am 

14.05. im Ausschuss verabschiedet worden. Ich denke schon, dass man versucht, 

das sehr zeitnah zu begleiten. Es gibt ja auch Themen, die noch mit einhergehen, 

weil auch das Katastrophenschutzkonzept vorgestellt wird. Geben Sie uns also ein 

bisschen Zeit. Qualität an der Stelle braucht Zeit, aber wenn es seriös sein soll, darf es 

auch nicht zu lange dauern.

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Für die nächste Zwischenbemerkung hat die 

Kollegin Christiane Feichtmeier, SPD-Fraktion, das Wort.

Christiane Feichtmeier (SPD): Sehr geehrter Herr Staatssekretär, ich wollte nur kurz 

etwas richtigstellen. Ich habe keine Beispiele aus anderen Bundesländern genannt. 

Ich glaube, das war einer meiner Vorredner.
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Ich persönlich finde es schwierig, wenn unsere Rettungskräfte, wenn es um das 

Thema Aus- und Fortbildung geht, auf die Kulanz ihrer Arbeitgeber angewiesen sind. 

Sie würden sich in meinen Augen viel leichter tun, wenn es gesetzlich geregelt wäre. 

Das möchte ich jetzt einfach noch einmal betonen.

Staatssekretär Sandro Kirchner (Inneres, Sport und Integration): Frau Feichtmeier, 

vielen Dank für den Hinweis. Natürlich haben Sie recht: Das war Herr Siekmann, der 

auf die anderen Bundesländer verwiesen hat. Ich habe das in der Antwort unscharf 

wiedergegeben. Aber Sie haben dieses Beispiel gebracht, dass die Rettungskräfte 

im Einsatz auf dem Rettungsboot große Sorgen haben müssten, dass sie ihren Ver-

dienstausfall nicht erstattet bekommen. Das ist natürlich falsch. Da haben Sie appel-

liert, dass die Politik ehrlich sein soll. Deswegen mein Ruf zurück an Sie: Bleiben Sie 

ehrlich und sagen Sie, dass die Leute, die für den Einsatz alarmiert worden sind, auch 

einen entsprechenden Erstattungsanspruch haben. An der Stelle sind wir uns einig.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Widerspruch der Abgeordne-

ten Christiane Feichtmeier (SPD))

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank. – Weitere Wortmeldungen 

liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist hiermit geschlossen, und wir kommen zur 

Abstimmung. Der federführende Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit 

und Sport empfiehlt den Gesetzentwurf zur Ablehnung.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Gesetzentwurf der Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 19/5774 zustimmen will, den bitte ich um das 

Handzeichen. – Das sind die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die SPD-Frak-

tion. Gegenstimmen! – Die Fraktionen von FREIEN WÄHLERN, CSU und AfD. Gibt es 

Stimmenthaltungen? – Die gibt es nicht. Der Gesetzentwurf ist hiermit abgelehnt.
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